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Artikel 11
1. Im Eisenbahnverkehr werden die Fahrpläne der 

Regel- und Bedarfszüge unter Berücksichtigung des 
Verkehrsaufkommens zwischen den zuständigen zen­
tralen Stellen der Abkommenspartner vereinbart.

2. Bei außergewöhnlich umfangreichem Verkehrsauf­
kommen wird im Rahmen der betrieblichen Möglich­
keiten der Eisenbahnen der Einsatz zusätzlicher Züge 
vereinbart.

3. Für die Durchführung des Eisenbahnverkehrs zwi­
schen den Grenzbahnhöfen der Deutschen Demokrati­
schen Republik und der Bundesrepublik Deutschland 
werden die entsprechenden Betriebsvorschriften zwi­
schen den zuständigen zentralen Stellen der Abkom­
menspartner vereinbart.

4. Die Abkommenspartner erkennen auf der Basis der 
Gegenseitigkeit die Ausweise für das Fahr- und Zug­
begleitpersonal der Eisenbahnzüge an.

Artikel 12
1. Im Transitverkehr können durchgehende Züge be­

nutzt werden. Diese Reisezüge — einschließlich der 
Autoreisezüge — verkehren auf dem Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik zwischen den Grenz­
übergängen ohne Verkehrshalt; auf bestimmten, in den 
öffentlichen Fahrplänen kenntlich gemachten Grenz­
bahnhöfen der Deutschen Demokratischen Republik 
kann das Zu- beziehungsweise Aussteigen von Reisen­
den, die nicht Transitreisende sind, gestattet werden. 
Die Halte an den Grenzübergängen sowie eventuelle 
Betriebshalte werden auf das notwendige Maß be­
schränkt.

2. Die Kontrollverfahren durch die zuständigen Or­
gane der Deutschen Demokratischen Republik umfassen 
außer der Identifizierung von Personen keine anderen 
Formalitäten. Die Kontrolle der Reisenden erfolgt, von 
Ausnahmen abgesehen, die sich aus der Anwendung 
der Bestimmungen dieses Abkommens ergeben, im 
Zuge.

3. Die Transitreisenden dürfen durchgehende Züge 
nur nach Aufforderung oder mit Genehmigung der zu­
ständigen Organe der Deutschen Demokratischen Repu­
blik sowie bei außergewöhnlichen Ereignissen wie Un­
fällen, Betriebsstörungen oder Naturkatastrophen ver­
lassen. Die zuständigen Organe der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind berechtigt, in diesen Fällen 
die Identität der Reisenden nachzuprüfen.

4. Verläßt ein Transitreisender den durchgehenden 
Zug aus anderen als in Ziffer 3 genannten Gründen, so 
unterliegen dieser Reisende und sein Gepäck ebenfalls 
den entsprechenden Bestimmungen des Artikels 16 die­
ses Abkommens.

Artikel 13
1. Für den Gütertransport können Binnenschiffe ein­

gesetzt werden. Im Transit verkehrende Binnenschiffe 
müssen den in der Binnenwasserstraßen-Verkehrsord- 
nung der Deutschen Demokratischen Republik festge­
legten technischen Anforderungen entsprechen. Das 
trifft auch für Spezialfahrzeuge, schwimmende Geräte 
sowie für Überführungen von Schiffsneubauten zu. 
Sportboote, Rennboote und andere individuelle W^er- 
fahrzeuge können als Deckladung oder im Schlepp be­
fördert werden.

2. Die Schiffsdokumente sowie die für Elbe und Mit­
tellandkanal ausgestellten Befähigungszeugnisse und

die Dokumente über die personelle Besetzung der Bin­
nenschiffe werden anerkannt.

3. Binnenschiffe gemäß Ziffer 1 können an den von 
den zuständigen Organen der Deutschen Demokrati­
schen Republik festgelegten Liegeplätzen Feierabend 
machen.
An besonders hierfür zugelassenen Liegeplätzen wird 
den Besatzungen der Binnenschiffe Landgang ge­
währt.
Bei außergewöhnlichen Ereignissen wie Unfällen, Be­
triebsstörungen, Erkrankungen oder Naturkatastrophen 
sowie nach Aufforderung oder mit Genehmigung der 
zuständigen Organe der Deutschen Demokratischen Re­
publik sind Fahrtunterbrechung und Landgang auch an 
anderen geeigneten Plätzen gestattet. Der Schiffsführer 
hat die zuständigen Organe der Deutschen Demokrati­
schen Republik über die Fahrtunterbrechung bei außer­
gewöhnlichen Ereignissen und die dafür maßgebenden 
Gründe zu unterrichten.

4. Für die Benutzung der Wasserstraßen einschließ­
lich der Schleusen, Schiffshebewerke sowie Schiffsliege­
plätze werden entsprechend den Vorschriften der Deut­
schen Demokratischen Republik Abgaben und Gebüh­
ren erhoben.

Artikel 14
1. Die Deutsche Demokratische Republik gewähr­

leistet, daß bei Unfällen, Betriebsstörungen und Hava­
rien auf ihrem Gebiet, an denen Transitreisende und 
ihre Transportmittel beteiligt sind, die notwendige 
Hilfe einschließlich Pannen- und Abschleppdienste, me­
dizinischer Betreuung sowie Werft- und Werkstatthilfe 
geleistet wird.

2. Bei Havarien und Unfällen gelten für deren Un­
tersuchung sowie für die Ausfertigung der erforderli­
chen Protokolle die Vorschriften der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Die zuständigen Organe der Deut­
schen Demokratischen Republik übermitteln die 'Pro­
tokolle, die für die Schadensregulierung erforderlich 
sind, den zuständigen Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland.

Artikel 15
Die zuständigen Organe der Deutschen Demokratischen 
Republik werden den zuständigen Behörden der Bun­
desrepublik Deutschland übliche Informationen über 
den Straßenzustand, über Tauchtiefen, Pegelstände, 
Schleusenbetriebszeiten, Schiffahrtssperren sowie an­
dere Nachrichten, die den Verkehrsablauf betreffen, 
einschließlich entsprechender Umleitungen, übermit­
teln.

Artikel 16
1. Ein Mißbrauch im Sinne dieses Abkommens liegt 

vor, wenn ein Transitreisender nach Inkrafttreten die­
ses Abkommens während der jeweiligen Benutzung der 
Transitwege rechtswidrig und schuldhaft gegen die all­
gemein üblichen Vorschriften der Deutschen Demokra­
tischen Republik bezüglich der öffentlichen Ordnung 
verstößt, indem er

a) Materialien verbreitet oder auf nimmt;
b) Personen auf nimmt;
c) die vorgesehenen Transitwege verläßt, ohne durch 

besondere Umstände, wie Unfall oder Krankheit, 
oder durch Erlaubnis der zuständigen Organe der 
Deutschen Demokratischen Republik dazu veran­
laßt zu sein;

d) andere Straftaten begeht oder


